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Einmal mehr erleben wir im ganzen Sudan einen massiven revolutionären Aufstand gegen die
Militärjunta von General Abdel Fattah al-Burhan und seinem Stellvertreter, Generalleutnant
Mohammed Hamdan Daglo (Hemeti), die durch den Staatsstreich vom 25. Oktober an die Macht
gekommen ist.

Seit dem 2. Januar ist das Militär seines Feigenblattes als Premierminister, des zivilen Technokraten
Abdalla Hamdok, beraubt. Sein Rücktritt erfolgte nach sechs Wochen im Amt, als klar wurde, dass
er absolut keine Autorität besaß und die Massendemonstrationen wieder aufflammten, ebenso wie
die Repression, die seit Oktober vergangenen Jahres bereits über 60 Tote gefordert hat.

Am 6. Januar füllten Demonstrationen, die von den OrganisatorInnen als „Marsch der Millionen“
bezeichnet wurden, die Straßen der Hauptstadt Khartum und der angrenzenden Städte Omdurman
(Umm Durman)  und Ombada sowie Bur Sudan (Port Sudan). Andere Städte im Norden des Landes,
Atbara, Ad-Damir (Ed Damer) und Dunqula (Dongola), schlossen sich ebenfalls an. Die
DemonstrantInnen zogen durch die Straßen und skandierten „die drei Keins“: Keine Abkommen!
Keine Verhandlungen! Keine Kompromisse! (und „Die Macht dem Volke!“). Sie forderten die
SoldatInnen auf, in ihre Kasernen zurückzukehren und die Bildung einer vom Volk gewählten, rein
zivilen Regierung zuzulassen.

Die Koordination der Widerstandskomitees von Khartum hatte den Republikanischen Palast als Ziel
der DemonstrantInnen festgelegt. Die Junta reagierte wie am 19. Dezember und im Oktober 2021
mit harter Repression. Das Regime kappte die Internet- und Telefonnetzwerke in Khartum,
blockierte die Nilbrücken mit Schiffscontainern und die Hauptstraßen mit Barrikaden aus
Stacheldraht.

Paramilitärs der Schnellen Unterstützungstruppen (RSF) von Hemeti, die ihren Ursprung in den
Dschandschawid-Milizen (sinngemäß: Teufel auf Pferden) haben, die in Darfur Völkermord
begingen, sowie die Zentrale Reservepolizei und AgentInnen des Allgemeinen Nachrichtendienstes
(GIS) setzten Blendgranaten und gefährliche Konzentrationen von Tränengas ein. In Umm Durman
und Khartum wurden mindestens drei Tote und Dutzende von Verletzten gemeldet. Krankenhäuser,
in denen DemonstrantInnen behandelt wurden, standen unter Beschuss. Dennoch gelang es einigen
DemonstrantInnen, zum Republikanischen Palast im Zentrum von Khartum vorzudringen.

Die „demokratischen“ und „autoritären“ imperialistischen Mächte hüllten
sich bisher in Schweigen

Auf seinem Online-„Demokratie-Gipfel“ im vergangenen Monat sprachen US-Präsident Joe Biden und
sein Außenminister Antony Blinken das Problem der Unterdrückung und Militärdiktatur im Sudan
nicht einmal an. Vielmehr hat Washington weiterhin die Legitimität von al-Burhan anerkannt und die
MilitärführerInnen sogar gelobt. Blinken unterstützte eifrig die Vereinbarung zwischen dem Militär
und Hamdok vom letzten Oktober.

Das Weiße Haus, Regierungssitz der USA, hat sogar angedeutet, dass die Forderungen der
DemonstrantInnen nach „keinen Verhandlungen, keiner Partnerschaft und keiner Legitimität für das
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Militär“ „unrealistisch“ seien. Tatsächlich sind die USA und ihr britischer Staatsgefolge damit
beschäftigt, ihre Sudan-Politik an ihre alles andere als demokratischen Verbündeten am Golf
auszulagern, wie ihre mit Saudi-Arabien und den Vereinigten Arabischen Emiraten unterzeichnete
Erklärung vom 16. Dezember 2021 zeigt, in der das Militärregime sogar für seine Bemühungen
gelobt wird. Dies wiederum ist die Belohnung dafür, dass Saudi-Arabien sudanesische Streitkräfte,
darunter auch Hemetis RSF-SchlägerInnen, zur Unterstützung seiner Interventionen im blutigen
Bürgerkrieg im Jemen eingesetzt hat.

Es überrascht auch nicht, dass der Rivale der westlichen Demokratien, das neue Mitglied der
imperialistischen Bande, das „kommunistische“ China, sich ebenfalls über die Verbrechen des
sudanesischen Militärs ausschweigt. Seine globale Spezialität stellt die Unterstützung mörderischer
Militärjuntas wie in Myanmar sowie die Begehung eigener Verbrechen in Xinjiang und Hongkong
dar.

Kurzum, keiner der rivalisierenden Imperialismen, die sich in ihrem „neuen Kalten Krieg“ befinden,
hat den KämpferInnen für Freiheit und Sozialismus weltweit etwas zu bieten, wie Putins Russland
jetzt in Kasachstan zeigt. Die ArbeiterInnenklasse und die revolutionären Bewegungen in allen
Ländern müssen alles tun, um ihre mutigen Klassenschwestern und -brüder im Sudan zu
unterstützen.

Die Opposition

Eine Reihe ineinandergreifender demokratischer Bündnisse unterstützt die Massendemonstrationen
und zielt darauf ab, das Militärregime durch eine zivile Regierung zu ersetzen. Von Beginn der
Bewegung an spielte die Sudanese Professionals Association (SPA) eine wichtige Rolle. Sie wurde
Mitte des letzten Jahrzehnts gegründet, als die Opposition gegen al-Baschir wuchs, und bestand im
Kern aus drei der größten Freiberufsgruppen des Sudan: dem Zentralkomitee der sudanesischen
ÄrztInnen, dem sudanesischen JournalistInnennetzwerk und der Demokratischen
JuristInnenvereinigung.

Im Laufe der Entwicklung der Bewegung schlossen sich ihr rund 18 Gewerkschaften an, darunter
AkademikerInnen und LehrerInnen, IngenieurInnen und Gesundheitsfachleute. Kurz gesagt, sie
repräsentiert eine Kombination aus der radikalen Mittelschicht und ArbeiterInnenorganisationen,
die sich gegen al-Baschirs erdrückenden politischen Islamismus und seine völkermörderischen
Kriege in Darfur und Südsudan auflehnten.

Es gibt eine „breite Front“, die Kräfte der Freiheit und des Wandels (Forces of Freedom and
Change, FFC), der große bürgerliche Parteien wie die National Umma Party (NUP) und die
Sudanesische Kongresspartei angehören, aber auch die SPA und die Sudanesische Kommunistische
Partei. Diese Konstellation nennen TrotzkistInnen eine Volksfront. Die konservativeren Teile des
FFC, wie die NUP, haben Hamdoks Abkommen mit al-Burhan vom November aktiv unterstützt und
seinen Rücktritt bedauert. Es liegt auf der Hand, dass diese Kräfte einen weiteren Kompromiss mit
den Militärs begrüßen würden.

Siddig Yousef, ein Führer der Kommunistischen Partei (SKP), erklärte dagegen, Hamdoks Rücktritt
sei längst überfällig. Die AktivistInnen seiner Partei stellen in der Tat eine ernstzunehmende Kraft
der ArbeiterInnenklasse innerhalb der Widerstandskomitees dar, die die Demonstrationen und
Streiks organisiert haben, die in den zwei Jahren seit dem Sturz der Diktatur von Umar al-Baschir im
Jahr 2019 stattgefunden haben.

Die Parteiführung verfolgt jedoch eine, wie sie es nennt, „Doppelstrategie“, die für den radikaleren
Flügel des Stalinismus in vielen halbkolonialen Ländern typisch ist. Während sie sich also für einen



Generalstreik einsetzt, ArbeiterInnen- und BäuerInnenkomitees organisierte und kontrollierte, will
sie gleichzeitig diese „breite Front“ mit liberalen und patriotischen bürgerlichen Kräften aufbauen.
Ihr Plan ist es, radikalere Kräfte einzubinden, denn sie sieht vor, dass die Militärdiktatur durch eine
demokratische, d. h. immer noch kapitalistische, Regierung ersetzt wird. Natürlich prangert sie auch
den Einfluss der USA, des IWF, des Neoliberalismus usw. an.

Dies zeigt sich in der Antwort von Fathi Alfadl, ihrem Sprecher, auf die Fragen „In welchem Stadium
befindet sich Ihrer Meinung nach die sudanesische Revolution? Wie wird sie sich entwickeln?“ in
einem Interview auf Facebook. Er antwortete: „Im Moment laufen Gespräche, um die Führung der
,breiten Front’ zu erreichen, die Frauen- und andere zivilgesellschaftliche Organisationen und
politische Parteien umfassen kann. Die Führung eines solchen Gremiums wird die vollständige
Niederlage des derzeitigen Regimes und die Übernahme der Macht durch das Volk erleichtern.“
(https://www.facebook.com/SudaneseCommunistParty)

In der Tat wird diese Strategie der Klassenkollaboration und Volksfront jede unabhängige Aktion der
Massen von ArbeiterInnen, BäuerInnen und Jugendlichen behindern, die nicht nur darauf abzielt,
das Militär aus der politischen Macht zu drängen, sondern auch das Oberkommando und die
gesamte korrupte Militärkaste und ihre Kontrolle über die einfachen Soldaten zu zerbrechen. Die
letzten zwei Jahre im Sudan und davor der Arabische Frühling, vor allem im benachbarten Ägypten,
sollten uns lehren, dass ein Putsch nach dem anderen stattfinden wird, wenn diese Kräfte intakt
bleiben und die Kontrolle über die Streitkräfte behalten. Demokratie, d. h. die bürgerlich-
kapitalistische Demokratie mit der Erlaubnis der Generäle, ist eine reaktionäre Utopie.

In Wirklichkeit wird die einzige Demokratie das sein, was die ArbeiterInnenschaft, die Jugend, die
Frauen und die armen BäuerInnen aus den bestehenden Widerstandskomitees und den für einen
aufständischen Generalstreik notwendigen Koordinierungsorganisationen schaffen können. Um
wirksam zu sein, selbst wenn es nur darum geht, al-Burhan und Hemeti von der Macht zu
vertreiben, muss die Bewegung die einfachen SoldatInnen dafür gewinnen, sich gegen die RSF-
SchlägerInnen zu wenden, ihre OffizierInnen zu verhaften, die ArbeiterInnen zu bewaffnen und
selbst SoldatInnenräte zu bilden.

Die Basis der SKP muss dem Weg Lenins von 1917 folgen und sich für eine ArbeiterInnen- und
BäuerInnenregierung starkmachen, die in Wirklichkeit eine Diktatur des Proletariats im Bündnis mit
allen kämpfenden Volkskräften ist. Wenn die sudanesische Revolution hingegen auf halbem Weg
stehenbleibt, wird sie das Schicksal der mutigen KämpferInnen in Ägypten erleiden, die am Ende
eine Diktatur bekamen, die noch repressiver ist als die von Husni Mubarak.
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